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280. Verordnung: Übertragung der Besorgung von Geschäften der Bundeswasserbauverwaltung
an den Landeshauptmann

2 8 1 . Verordnung: 30. Änderung der Arzneitaxe
2 8 2 . Kundmachung: Aufhebung des ersten Satzes des § 3 Abs. 1 des Kapitalverkehrsteuergesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof
2 8 3 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Fernmeldegesetzes durch den Verfassungs-

gerichtshof
2 8 4 . Vierte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den

vorläufigen Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen

2 8 5 . Fünfte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den
vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen

2 8 0 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 17. Juli 1969,
mit der die Besorgung von Geschäften der
Bundeswasserbauverwaltung dem Landes-

hauptmann übertragen wird

Gemäß Artikel 104 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 wird
die Besorgung der vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft in den Ländern wahrzu-
nehmenden Geschäfte der Bundeswasserbauver-
waltung (§§ 4, 6, 8, 9 und 11 bis 14 des Wasser-
bautenförderungsgesetzes), der Angelegenheiten
der Bundesflußbauhöfe einschließlich ihrer Be-
triebsausstattung und der Verwaltung des öffent-
lichen Wassergutes (§ 4 des Wasserrechtsgesetzes)
nach Maßgabe der von ihm erlassenen Richtlinien
und Weisungen dem Landeshauptmann und den
diesem unterstellten Behörden im Land über-
tragen.

Schleinzer

281. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 25. Juli 1969,
womit die Österreichische Arzneitaxe
1962 neuerlich abgeändert wird (30. Ände-

rung der Arzneitaxe)

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens wird verordnet:

Artikel I
Die Österreichische Arzneitaxe 1962, BGBl.

Nr. 128, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 455/1968, wird abgeändert wie folgt:

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel und. Ge-
fäße wie folgt festgesetzt:
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Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Juli 1969 in Kraft.

Rehor

2 8 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. Juli 1969 über die Aufhebung des
ersten Satzes des § 3 Abs. 1 des Kapitalver-
kehrsteuergesetzes durch den Verfassungs-

gerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß den §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird
kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 27. Juni 1969, G 17/68, den ersten
Satz des § 3 Abs. 1 des Kapitalverkehrsteuer-
gesetzes vom 16. Oktober 1934, deutsches
RGBl. I S. 1058 (Gesetz vom 27. Juli 1945,
StGBl. Nr. 99, über die Wiedererhebung der
Kapitalverkehrsteuern), in der Fassung von
Artikel V der Verkehrsteuernovelle 1948, BGBl.
Nr. 57, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tage der Kund-
machung in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Vorschriften treten nicht
wieder in Kraft.

Klaus

2 8 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 25. Juli 1969 über die Aufhebung von
Bestimmungen des Fernmeldegesetzes durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß § 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgeset-
zes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 27. Juni 1969, G 31 — 33/68,
V 83/68, — dem Bundeskanzler zugestellt am
23. Juli 1969 — als verfassungswidrig aufgeho-
ben:

1. § 15 Abs. 1 2. Satz des Fernmeldegesetzes,
BGBl. Nr. 170/1949, der folgenden Wortlaut hat:

„Die auf Grund der Benützungsordnungen zu
entrichtenden Gebühren werden in Gebühren-
ordnungen festgesetzt.",

2. den im § 15 Abs. 3 des Fernmeldegesetzes
enthaltenen Klammerausdruck „(Gebührenord-
nungen)" und

3. die im § 15 Abs. 4 des Fernmeldegesetzes
enthaltenen Worte „gegen Entrichtung der in den
Gebührenordnungen festgesetzten Gebühren".

(2) Die Aufhebung wird mit dem Ablauf des
31. Mai 1970 wirksam.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Wirksamkeit.

Klaus
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284.

Nachdem die Vierte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration
über den vorläufigen Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (GATT), welche also lautet:

(Übersetzung)
(GATT)

Vierte Niederschrift (Procès-
Verbal) betreffend die Ver-
längerung der Deklaration
über den vorläufigen Beitritt
der Vereinigten Arabischen

Republik

Die Vertragsparteien der De-
klaration vom 13. November
1962 über den vorläufigen Bei-
tritt der Vereinigten Arabischen
Republik zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen
(im folgenden als „die Dekla-
ration" beziehungsweise als „das
Allgemeine Abkommen" be-
zeichnet)

IN ANWENDUNG der Zif-
fer 4 der Deklaration

KOMMEN ÜBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltungsdauer der De-
klaration wird durch Ersetzung
des Datums in Ziffer 4 durch
das Datum des 31. Dezember
1969 um ein weiteres Jahr ver-
längert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise durch die Vereinigte Ara-
bische Republik und durch die
teilnehmenden Regierungen of-
fen. Sie tritt zwischen der Re-
gierung der Vereinigten Arabi-
schen Republik und einer teil-
nehmenden Regierung in Kraft,
sobald sie von der Regierung
der Vereinigten Arabischen Re-
publik und von dieser Regie-
rung angenommen worden ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Ab-
schrift dieser Niederschrift und
eine Mitteilung über jede An-
nahmeerklärung an die Regie-
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rung der Vereinigten Arabischen
Republik und an jede Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkom-
mens.

GESCHEHEN zu Genf, am
neunzehnten November neun-
zehnhundertachtundsechzig, in
einer einzigen Ausfertigung in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. Mai 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Waldheim

Die vorliegende Niederschrift ist gemäß ihrem Absatz 2 für Österreich am 25. Juni 1969 in
Kraft getreten.

Klaus

235.

Nachdem die Fünfte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration
über den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT),
welche also lautet:

(Übersetzung)
(GATT)

Fünfte Niederschrift (Procès-
Verbal) betreffend die Ver-
längerung der Deklaration
über den vorläufigen Beitritt

Tunesiens

Die Vertragsparteien der De-
klaration vom 12. November



71. Stück — Ausgegeben am 5. August 1969 — Nr. 285 1479

1959 über den vorläufigen Bei-
tritt Tunesiens zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen
(im folgenden als „die Deklara-
tion" bzw. als „das Allgemeine
Abkommen" bezeichnet)

IN ANWENDUNG der Zif-
fer 6 der Deklaration

KOMMEN ÜBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltung der Deklara-
tion wird durch Ersetzung des
Datums in Ziffer 6 durch das
Datum des „31. Dezember
1969" um ein weiteres Jahr ver-
längert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme, durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise, durch Tunesien und
durch die teilnehmenden Regie-
rungen offen. Sie tritt zwischen
der Regierung Tunesiens und
einer teilnehmenden Regierung
in Kraft, sobald sie von der
Regierung Tunesiens und von
dieser Regierung angenommen
worden ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Ab-
schrift dieser Niederschrift und
eine Mitteilung über jede An-
nahmeerklärung an die Regie-
rung Tunesiens und an jede
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens.

GESCHEHEN zu Genf am
neunzehnten November neun-
zehnhundertachtundsechzig, in
einer einzigen Ausfertigung in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
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und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. Mai 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Waldheim

Die vorliegende Niederschrift ist gemäß ihrem Absatz 2 für Österreich am 25. Juni 1969 in
Kraft getreten.

Klaus


